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«Vive le français!» Mit diesen
Worten positioniert sich der
Thurgauer Regierungsrat klar
für den Erhalt des Frühfranzö-
sisch. Das geht aus der Beant-
wortung der Motion «Franzö-
sisch stärken— ressourcenscho-
nend, konzentriert und effizient
ab der Sekundarstufe 1» hervor,
welche der Kanton am Freitag
publiziert. Erstunterzeichner
des Vorstosses war Mitte-Kan-
tonsrat Marc Rüdisüli.

«Der Regierungsrat an-
erkennt die Herausforderungen
des Fachs Französisch auf der
Primarstufe», heisst es in der
Antwort. Aber die Lösung dürfe
nicht darin bestehen, das Fach
dort einfach abzuschaffen. Für
eine Umsetzung des Vorstosses
moniert die Thurgauer Exekuti-
ve gleich mehrere Probleme.

Der Regierungsrat sieht den
sprachlastigen Stundenplan auf
der Sekundarstufe, die er-
schwerte Förderung von Aus-
tausch und Mobilität, die be-
grenzte Verfügbarkeit qualifi-
zierter Lehrpersonen sowie
eingeschränktePerspektiven für
StudierendeundPrimarlehrper-
sonenmit Französischqualifika-
tion.

Hohe Kosten und Folgen
für Schweizer Identität
Eine Verschiebung der Lektio-
nen auf die erste Sekundarstufe
würdezudemerheblicheKosten
verursachen und positive Ent-
wicklungen wie das wachsende
Interesse an Französisch an der
pädagogischen Hochschule
oder die gute Zusammenarbeit
zwischen Primar- und Sekun-
darlehrpersonen gefährden.
Des Weiteren sei das Erlernen

einer weiteren Landessprache
identitätsstiftend. Die Konfe-
renz der kantonalen Erzie-
hungsdirektorinnen und -direk-
toren (EDK) arbeitet daher an
national getragenen Lösungen.

Der Kanton lehnt einen na-
tionalen Flickenteppich bei den
Fremdsprachenregelungen ab
und fordert deshalb eine koordi-
nierte Lösung zum Wohl der
Schülerinnen und Schüler. An-
sonsten drohten «Unsicherhei-
ten oder Brüche im Lernver-
lauf», und diese würden wiede-
rum die Motivation und
Bewegungsfreiheit der Lernen-
den beeinträchtigen.

Französisch sei ein zentraler
Teil der Schweizer Identität,
weshalb die Auswirkungen
einer Verlegung auf die Sekun-
darstufe erheblich seien. Die
Regierung beurteilt die Motion
daher als nicht erheblich.

Tobias Hug Die Regierung setzt statt einer
Verlegung auf Optimierungen
im Unterricht und eine «zeitge-
mässe Fremdsprachendidak-
tik». Ziel sei keine fehlerfreie
Sprachkenntnis, sondern Ver-
ständigungsfähigkeit. Der Re-
gierung sei klar, dass Franzö-
sisch in einer von Englisch do-
minierten Welt einen schweren
Standhabe.Mit einer «Charme-
Offensive» soll Französischdes-
halb als zusätzlicher Vorteil auf
dem Arbeitsmarkt positioniert
werden.

Konkretwill derRegierungs-
rat den Übergang zwischen Pri-
mar- und Sekundarstufe besser
abstimmen. Zwischen dem
kommunikativen Sprachunter-
richt in der Primar- und dem
eher formalen Schwerpunkt in
der Sekundarschule gebe es oft
Diskrepanzen. Auch sollen al-
tersgerechte Methoden geför-

dert und Austauschaktivitäten
sowie ausserschulische Lernor-
te stärker genutzt werden.

«Wir brauchen einen
Kurswechsel»
Marc Rüdisüli begrüsst als Kopf
desVorstosses, dassdieAntwort
der Regierung «kein Schnell-
schuss» war. Dennoch über-
zeugt sie ihn nicht: «Ich hätte
mir mehr Mut gewünscht.»
Frühfranzösisch bleibe für ihn
ein Millionenprojekt mit be-
scheidenem Erfolg. «Es ist Zeit,
das ehrlich zu benennen.»

Die Regierung nehme das
Kernproblem der Belastung
durch zwei Fremdsprachen in
der Primarschule nicht ernst.
Die Volksschule sei in den letz-
ten Jahren inhaltlich überladen
worden. «Wir brauchen einen
Kurswechsel», sagt Rüdisüli.
Besonders enttäuschend sei,

dass der Regierungsrat das klare
Signal aus der Praxis ignoriere.
Eine deutliche Mehrheit von
Lehrpersonen und Schulleitun-
gen unterstütze die Verschie-
bung auf die Sekundarstufe.

«Wirwollen das Französisch
stärken, nicht abschaffen», sagt
der Mitte-Kantonsrat. Mit der
Verschiebung könnten Ressour-
cen gezielter eingesetzt, der
Unterricht effizienter gestaltet
und der Lernerfolg verbessert
werden, während auf Primar-
stufe die Grundkompetenzen,
insbesondere Deutsch, gestärkt
würden. Mit der Motion von
acht Erst- und63Mitunterzeich-
nenden wurde die Regierung
vor einem Jahr beauftragt, die
gesetzlichen Grundlagen zu
schaffen, damitFranzösischerst
ab der 1. Sekundarklasse statt
wiebisher abder 5. Primarklasse
unterrichtet wird.

Die gegen 40’000Menschen,
die in Rorschach, Goldach,
Rorschacherberg, Tübach und
Thal leben, leiden unter Lärm
und schlechter Luft, die von
langsam vorankommenden
Blechlawinen verursacht wer-
den.

Eine Fahrt mit demAuto von
Tübach via Goldach nach Ror-
schach ist eine Geduldsprobe.
Am frühenMorgen und am
Feierabend stehen jeweils Tau-
sende Pendler mit ihrenWa-
gen im Stau oder im stocken-
den Verkehr, der unter der
Woche auch die Postautos und
die Regionalbusse ausbremst.
Regelmässig gibt es inMeg-
genhus gefährlichen Rückstau
bis auf die A1.

Zwischen demKnoten St.Gal-
len-Meggenhus und der Aus-
fahrt Rheineck der Autobahn
liegt eine Strecke von rund elf
Kilometern. Die Folge: Der
Verkehr, von dem der grösste
Teil hausgemacht und nicht
auf Transitfahrten zurückzu-
führen ist, quält sich durch
das Siedlungsgebiet.

Dramatisch verschärft wird
die Situation durch unzählige
Barrieren an der SBB-Linie
Rorschach-St.Gallen und auf
der Seelinie. Sie behindern
denmotorisierten, aber auch
denÖV und den Langsam-
verkehr zusätzlich.

Ein AutobahnanschlussWiten
und eine Strasse hinab zum
See bringt der Region am See
eine spürbare Entlastung. Das
Strassenbauprojekt ist Teil
einesMasterplans, mit dem
die gegen 40’000 Einwoh-
nerinnen und Einwohner vom
Durchgangsverkehr befreit
werden sollen. Dass es eine
Entlastung braucht, zeigt ein
Vergleich: Auf der St.Galler-
strasse zwischen Goldach und
Rorschach rollen im Tages-

Leitartikel zur kantonalen Abstimmung am 8. März

durchschnitt mehr Autos als
durch den Gotthard-Strassen-
tunnel. Das ist für die Anwoh-
ner unzumutbar.

Eine Entlastung wünscht man
sich in Rorschacherberg, Gold-
ach und Rorschach, aber auch
in Tübach, Horn und Thal. Zur
Erinnerung: 2019 sagten die
Stimmberechtigten von Ror-
schach und Goldach Ja zum
Projekt, und Rorschacherberg
stimmte imgleichen Jahr einem
freiwilligen Beitrag zu. Der
Bundesrat bewilligte das Vor-
haben. Der St.Galler Kantons-
rat sagte im vergangenen Jahr
deutlich Ja. Zur Abstimmung
kommt es am 8. März, weil die
Sozialdemokraten, die Grünen
und einige Umweltverbände
gut 4000Unterschriften sam-
melten und das Referendum
erzwungen haben.

Die links-grünen Gegner des
Projekts argumentieren,
mit einemKantonsanteil von
267Millionen Franken sei
die Strasse zu teuer. Die mo-
netäre Lage des Kantons sei
prekär, lasse die Finanzierung
nicht zu.

Das ist falsch. Die 267Millio-
nen Franken sind vorhanden
und werden dem kantonalen
Strassenfonds entnommen.
Der Fonds wird geäufnet mit
Geld aus der leistungsabhän-
gigen Schwerverkehrsabgabe
(LSVA), den Treibstoffzoll-
zuschlägen, der Autobahnvig-
nette und derMotorfahrzeug-
steuer. Das heisst: Die Auto-
fahrer zahlen diese neue
Strasse und nicht die Steuer-
zahler. Hinzu kommt: Dieses
Geld ist zweckgebunden; es
kann für nichts anderes als für

Region am See braucht die neue Strasse

Strassenbauprojekte einge-
setzt werden.

Das Argument der Gegner,
die Kosten für das Strassen-
und Städtebauprojekt seien
viel zu hoch, zieht nicht und
ist ein Versuch, die fragile
Solidarität unter den Regio-
nen im Kanton weiter zu stra-
pazieren. Das ist unfair und
unehrlich. Denn kantonale
Projekte im Süden des
Kantons und in der Kantons-
hauptstadt sind in jüngster
Zeit von den Stimmberech-
tigten der Region am See
ausnahmslos mitgetragen
worden.

Die Gegner argumentieren
auchmit einemKulturland-
verlust und einer Verknappung
des Naherholungsgebiets. Als
ob das GebietWiten ein Nah-

erholungsgebiet wäre! Die Be-
völkerung der Region sucht
und findet Erholung am herr-
lichen Seeufer. Der Verlust von
2400Quadratmeter Frucht-
folgeflächen, die als Bauland
eingezont sind, sind vernach-
lässigbar. Für die Bäume, die
gefällt werdenmüssen, gibt
es Ersatzpflanzungen.

Die «Stadt am See» ist eine
Wachstumsregion – und das
ist gut so. Die Stadt Rorschach
hat lange genug unter Abwan-
derung und sinkenden Steuer-
einnahmen gelitten, ehe sie
den Turnaround schaffte.

Und die Region wächst weiter.
In Rorschach, Goldach, Ror-
schacherberg undHorn sind
Projekte umsetzungsreif, die
mehrere HundertWohnungen
undmehrere Tausend neue

Einwohnerinnen und Einwoh-
ner bringen. Die Region
will und wird sich entwickeln
und wachsen – schnell und
kräftig.

Es wird zwangsläufig mehr
Autos und Berufspendler ge-
ben. Die Region am See ist
zwar gutmit demÖVerschlos-
sen: Rorschach und Goldach
verfügen zusammen über
vier Bahnhöfe und über Post-
autolinien nach St.Gallen.
Rorschach hat auch einen
Hafen. In der Region am See
wurden in jüngster Zeit neue
Veloschnellrouten gebaut;
vom Bahnhof Goldach bis
zum Bellevue in Rorschach
existiert ein Veloweg, der
seinesgleichen sucht. Es wur-
den Fussgängerunterführun-
gen gebaut. Der Autobahn-
anschlussWiten und die
Kantonsstrasse zum See sind
die letzten wichtigen Puzzle-
teile eines klugen Verkehrs-
konzepts für Autos, ÖV und
Langsamverkehr.

Die Postautos der Linie 210,
211 und 240 zwischen dem See
und der Stadt St.Gallen sind
zur Hauptverkehrszeit gut ge-
füllt bis überfüllt mit Berufs-
pendlern und Schülern. Das
gilt auch für die Züge auf der
Strecke Rorschach-St.Gallen.
Gerade weil der ÖV gut aus-
gebaut ist, besteht keine Ge-
fahr, dass viele wieder auf das
Auto umsteigen. Die Gegner
des Projekts propagieren eine
Gesellschaft ohne Autos. Das
ist unrealistisch.

Von der Autobahn A1 über den Vollanschluss Witen durch zwei Tunnels hinab zum Bodensee: das wollen Bundesrat, Kantonsrat und die
Stimmberechtigten von Rorschach und vonGoldach. Bild: Rudolf Hirtl
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Thurgauer Regierungsrat will an Frühfranzösisch festhalten
Französisch inderPrimarschule abzuschaffen, kommt fürdieThurgauerRegierungnicht inFrage –Verbesserungspotenzial sieht sie dennoch.


